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· Marcel Budmiger
· Kantonsrat SP, Mitglied VBK

· Es gilt das gesprochene Wort
· Gleich lange Spiesse für Strasse und öV
· Kurz vor der Medienkonferenz zum Budget präsentierte der Regierungsrat gestern eine Vorlage zur Neuverteilung der zweckgebundenen Einnahmen aus der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) und den Verkehrssteuern zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs. Sechs Millionen Franken sollen künftig statt in den Strassentopf in den öV fliessen. 
· Auch wenn damit in erster Linie die Staatskasse geschont werden soll, zeigt der Vorschlag jedoch klar, dass der öV in Luzern unterfinanziert ist. Mit dem Vorschlag zur Neuverteilung der Verkehrssteuern bestätigt der Regierungsrat, dass der öffentliche Verkehr mehr Mittel braucht. Mittel, welche die Initiative „Vorwärts mit dem öffentlichen Verkehr“ dem öV sichern würde. 
· Miteinander statt gegeneinander
· Ruft man sich die aufgeregte Diskussion in Erinnerung, als zum letzten Mal am Verteilschlüssel der zweckgebundenen Verkehrssteuern geschraubt wurde, wird auch ein weiterer Vorteil der öV-Initiative deutlich. Erhält der öffentliche Verkehr – wie auch auf Bundesebene – eine eigene Fondsfinanzierung, gehören die Verteilkämpfe zwischen Strasse und öV der Vergangenheit an. 
· Miteinander statt gegeneinander ist wohl das meistzitierte Credo in der Luzerner Verkehrspolitik. Man solle die einzelnen Verkehrsträger nicht gegeneinander ausspielen. Oft sind das schöne Worte, am 23. September können wir dies aber für einmal auch in die Tat umsetzen. Mit einem Ja erhält der öV endlich gleich lange Spiesse wie die Strasse. 
· Ein Detail am Rande: Der Regierungsrat behauptet, dass die Initiative zu einer Überfinanzierung des öffentlichen Verkehrs führt. Heute ist es aber die Strasse die überfinanziert ist. Im Gegensatz dazu will unsere Initiative keine Überfinanzierung sondern gerade den Betrag, den es für die geplanten Investitionen und den Betrieb benötigt.
· Der öV muss bezahlbar bleiben!
· Dass gewisse Kreise die Verkehrspolitik lieber gegeneinander statt miteinander betreiben, zeigen auch die steten Forderungen nach einem höheren Kostendeckungsgrad für den öV. Als ob der motorisierte Strassenverkehr seine Kosten vollständig decken würde. Ein höherer Kostendeckungsgrad im öV bedeutet entweder die Streichung wenig rentabler Angebote oder höhere Billetpreise. Beides ist falsch. 
· Gerade auf dem Land ist eine gute Anbindung ans öV-Netz ein wichtiger Standortfaktor. Junge, Alte, Familien, Pendler – viele sind auf den öffentlichen Verkehr angewiesen. In ganz abgelegenen Regionen können Rufbuse oder Taxito eine Lösung sein, aber auch diese haben ihren Preis. Was sicher nicht geht ist eine Quersubventionierung der Randregionen mit überteuerten Billetpreisen in der Agglomeration. 
· Viele Besucher aus dem In- und Ausland sind überrascht über die schweizweit höchsten Billetpreise in Luzern. Diese sind sicher kein Anreiz zum Umsteigen. Will der Kanton seine Ziele bezüglich Modalsplit erreichen, dürfen die Preise sicher nicht weiter steigen. Genau dies droht aber, wenn nur ungenügende Mittel für den öV zur Verfügung stehen, wenn mehr Infrastrukturprojekte anstehen, als finanziert sind und wenn die Gegner der öV-Initiative sich mit ihrer Forderung nach einem höheren Kostendeckungsgrad durchsetzten. Wer in Luzern auch in Zukunft einen zuverlässigen und bezahlbaren öffentlichen Verkehr will, stimmt am 23. September JA zur öV-Initiative.
